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Wenn eine Fünfundsiebzigjährige sich zum Mitma-

chen am Programm «Senioren in die Schulzimmer» 

überreden lässt und einen Halbtag pro Woche die 

Kindergärtnerin unterstützt, verlangt Zürichs Bil-

dungsbürokratie ein – selbstverständlich tolggen-

freies – beglaubigtes Vorstrafenregister. 

Wenn aber Zürichs Kesb-Bürokratie einen Berufsbei-

stand – der unter Umständen grosse Vermögen nicht 

mehr hundertprozentig handlungsfähiger Senioren 

korrekt anzulegen und zu verwalten hat – einstellt, 

«übersieht» sie, dass dieser wegen Betrügereien vor-

bestraft ist und persönlich auf Schuldscheinen in der 

Höhe einer halben Million Franken sitzt – worauf er 

dann als Kesb-Beistand prompt straffällig wird zu 

Lasten der von ihm angeblich «Betreuten». 

*
Schweden, einst sich selbst lauthals für seine kaum 

Schranken kennende Einwanderungspolitik in den 

höchsten Tönen feiernd (und dafür auch in der Schweiz 

viele Bewunderer findend), wird heimgesucht von fast 

ausschliesslich von Migranten verursachter, äusserst 

gewalttätiger Bandenkriminalität. Diese nimmt neu-

erdings schlechthin erschütternde Formen an: Ein 

Dreizehnjähriger (!) wird per Kopfschuss regelrecht 

hingerichtet, sein Leichnam danach in einem Wald 

verscharrt. Die Polizei sieht im Geschehen Auswüchse 

von Bandenkriminalität. Jene, die Schweden einst in 

höchsten Tönen gelobt haben, versinken in ohrenbe-

täubendem Schweigen. 
us

2’232 andere Nutzer fanden 

das lustig: Ein «Kletterpark 

für Flüchtlinge und Grüne: Viel 

Spass und bitte nicht drängeln 

– es kommen alle dran». Inkl. 

Bild eines Umspannwerkes mit 

Stromleitungen, wo die Genann-

ten sterben würden, wären sie so 

dumm, dort klettern zu wollen. 

Meldestelle mit Kommunistenstern

Der pensionierte S. sieht das Bild 

und teilt es auf Facebook. Was er 

nicht weiss: In Deutschland wird sein Handeln regist-

riert. Die «MeldestelleREspect», eine trotz Kommunis-

tenstern im Logo vom Staat finanzierte Organisation, 

hat ihn auf dem Radar. Sie erstattet in Zusammenarbeit 

mit dem Bundeskriminalamt Anzeige wegen Volks-

verhetzung. Das ist ein deutscher Straftatbestand, der 

die Verbreitung von Hass gegen eine nationale, rassi-

sche, religiöse oder ethnische Gruppe oder die Leug-

nung oder Verharmlosung von Völkermord unter Strafe 

stellt. Und es ist das deutsche Pendant zu unserem Dis-

kriminierungsartikel. Und es ist von vornherein gar 

nicht anwendbar auf das Satirebildchen von S.

Schwer krank und aufs Handy angewiesen

Die deutsche Staatsanwaltschaft ermittelt dennoch, 

und weil der immer noch ahnungslose S. in der Schweiz 

wohnt, machen die Deutschen Meldung an die hiesigen 

Behörden. Wie auf Befehl geht die Staatsanwaltschaft 

See-Oberland gegen den pensionierten S. vor und führt 

eine grosse Hausdurchsuchung durch, als wäre S. ein 

gefährlicher Rechtsterrorist. Die beteiligten Polizisten 

verstehen zwar selber nicht, was an der Sache straf-

bar sein soll. Dennoch beschlagnahmen sie PC, Tab-

let und das Handy.  Der schwer kranke S. ist dringend 

auf sein Handy angewiesen, da er immer wieder einen 

Darmverschluss hat, an dem er sterben kann, wenn er 

nicht die Ambulanz rufen kann. Den Polizisten ist das 

aber egal, denn – wie es zu allen Zeiten heisst – man 

befolgt ja nur Anweisungen.

Stromschläge für Grüne? 

Auf den Geräten von S. findet man ausser dem Bild-

chen keine verdächtigen Inhalte. Deshalb steht Gesin-

nungsausforschung an: «Wie stehen Sie zu Flüchtlin-

gen?» Und: «Wie stehen Sie zu Politikern der Grünen?» 

wird er ausgefragt. Herr S. kann noch so lange beteu-

ern, dass er noch nie einen Flüchtling in ein Umspann-

werk hineingelassen habe und auch keinem Grünen 

Polizeistaat Deutschland, Filiale Schweiz  

Verhaftung auf Befehl Deutschlands
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld

Herr S. hat ein geschmackloses aber harmloses Bild auf Facebook weiterverbreitet. Wenig später durchsucht auf Geheiss des 

deutschen Staates die Polizei sein Haus. 

Stromschläge verpassen wolle – Mitte Oktober verur-

teilt Staatsanwalt Vollenweider den bislang vorstra-

fenlosen Herrn S. zu einer bedingten Geldstrafe wegen 

«öffentlicher Aufforderung zu Verbrechen oder zur 

Gewalttätigkeit». 

Eine Filiale der deutschen Strafverfolger?

Ganz abgesehen davon, dass der Tatbestand ganz 

offensichtlich nicht erfüllt ist – Herr S. hat zu gar 

nichts «aufgefordert» und deshalb Einsprache erho-

ben – stellen sich doch ein paar Fragen: Weshalb führt 

ein Schweizer Strafverfolger auf Geheiss von Deutsch-

land Hausdurchsuchungen durch bei banalen satiri-

schen Beiträgen? Und: Ist die Schweizer Justiz eine 

Filiale der deutschen Strafverfolger? 
Hermann Lei


